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14. B E K A N N T M A C H U N G 
 

Aufforderung der Wehrpflichtigen des Geburtsjahrganges 1987  
zur Meldung zur Erfassung 

 
Nach § 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) sind alle Männer, die Deutsche im Sinne 
des Grundgesetzes sind und ihren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland haben, vom vollendeten 18. Lebensjahr an wehrpflichtig (Wehrpflicht-
voraussetzungen). Die Erfassung kann bereits ein Jahr vor Vollendung des 18. Le-
bensjahres durchgeführt werden (§ 15 Abs. 6 WPflG). 
 
Alle Personen des Geburtsjahrganges 1987, die wehrpflichtig sind und denen bislang 
kein Schreiben der Erfassungsbehörde über die bevorstehende Erfassung zugegan-
gen ist, werden nach § 15 Abs. 1 WPflG aufgefordert, sich umgehend persönlich oder 
schriftlich bei der nachstehenden Erfassungsbehörde zur Erfassung zu melden: 
 

Stadtverwaltung Unna 
Bürgeramt 

Rathausplatz 1 
59423 Unna 

 
Sprechstunden: Montag - Donnerstag 07.30 - 16.00 Uhr 
 Freitag 07.30 - 12.30 Uhr 

 
Diese Aufforderung ergeht insbesondere an Personen ohne feste Wohnung, die die 
Wehrpflichtvoraussetzungen erfüllen. 
 
Bei der persönlichen Meldung ist der Personalausweis oder Reisepass mitzubringen. 
Es empfiehlt sich, auch sonstige der Feststellung der Wehrpflicht dienende Unterlagen 
mitzubringen. 
 
Arbeitnehmern, deren Arbeitgeber nicht nach § 14 Arbeitsplatzschutzgesetz zur Wei-
terzahlung des Arbeitsentgeltes verpflichtet ist, wird der durch die Erfassung entste-
hende Verdienstausfall durch die Erfassungsbehörde auf Antrag erstattet. Dies gilt 
auch für die entstehenden notwendigen Auslagen, insbesondere Fahrkosten am Ort 
der Erfassung. 
 
Ich weise darauf hin, dass nach § 45 WPflG ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig gegen eine Vorschrift des § 15 Abs. 1 WPflG über die Erteilung von 
Auskünften oder die persönliche Meldung zur Erfassung verstößt. Die Ordnungswid-
rigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 
Unna, 03.02.2005 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Kolter 
 
ABl. StUN 4-14/21. Februar 2005 
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15. B E K A N N T M A C H U N G 
 

Melderegisterauskunft in besonderen Fällen 
 
Auf Grund des § 35 Abs. 6 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(MG NRW) in der Fassung vom 16. September 1997 (GV. NRW. S. 332, 386), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 03. Juli 2001 (GV. NRW. S. 456) ergeht folgender Hin-
weis: 
 
Melderegisterauskünfte von Einwohnern der Stadt Unna dürfen an Parteien, Wähler-
gruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Parlaments- 
oder Kommunalwahlen (§ 35 Abs. 1 MG NRW) und an Antragsteller und Parteien im 
Zusammenhang mit Volksbegehren und Volksentscheiden sowie mit Bürgerentschei-
den (§ 35 Abs. 2 MG NRW) erteilt werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass für Betroffene ab dem 15. Lebensjahr das Recht 
besteht, der Weitergabe ihrer Daten an Dritte, soweit es sich nicht um Behörden oder 
sonstige öffentliche Stellen handelt, zu widersprechen. Der Widerspruch kann schrift-
lich oder zur Niederschrift bei der Stadt Unna, Bürgeramt, Rathausplatz 1, Unna er-
klärt werden. 
 
Auskunft über Ehe- und Altersjubiläen an parlamentarische oder kommunale Vertre-
tungskörperschaften sowie Presse und Rundfunk dürfen nur nach Einwilligung erteilt 
werden (§ 35 Abs. 3 MG NRW). 
 
Als Jubiläen im Sinne des Meldegesetzes gelten: 
 
• die Vollendung des 70., 75., 80., 85., 90., 95., 100. Lebensjahres und jedes weite-

ren Lebensjahres 
 
• das 50-jähr., 60-jähr., 70-jähr. und das 75-jähr. Ehejubiläum. 
 
Eine Datenweitergabe an Adressbuchverlage, ausschließlich zum Zweck der Veröf-
fentlichung in gedruckten Adressbüchern, darf ebenfalls nur nach Einwilligung erfol-
gen. 
 
Soweit die Melderegisterauskunft nur nach Einwilligung erfolgen darf, kann diese ver-
weigert bzw. eine erteilte Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
werden. 
 
Unna, 03.02.2005 
Der Bürgermeister 

 
 
gez. Kolter 
 
 
Abl. StUN 04-15/21. Februar 2005 
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16. B E K A N N T M A C H U N G 
 

Feststellung des Jahresabschlusses der Stadtbetriebe Unna für das  
Geschäftsjahr 2003 und abschließender Vermerk der  

Gemeindeprüfungsanstalt NRW Herne. 
 

Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW vom 17. Februar 
2005 lautet wie folgt: 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2003 beauftragte Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH hat am 22.11.2004 folgenden 
Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lage-
bericht der Stadtbetriebe Unna für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2003 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften und den Regelungen in der Betriebssatzung liegen in der 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Sondervermögens. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht ab-
zugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 106 GO NRW un-
ter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 
erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des 
Sondervermögens sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Sondervermögens. 
Der Lagebericht gibt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Son-
dervermögens und stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Im Auftrag 
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gez. Stefan Loepke 
 
 
Der Jahresabschluss liegt in der Zeit vom  
 

28. Februar 2005 bis 11. März 2005 im Raum 01 der Stadtbetriebe Unna,  
Viktoriastraße 12  

 
zur Einsichtnahme aus. 
 

 
Unna, den 21.02.2005  
Stadtbetriebe Unna 
 
 
gez. Blex  
Stellvertretende Betriebsleitung  
 
 
Abl. StUN 04-16/21. Februar 2005 

 


